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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Öko-Landbaugesetzes

A. Problem und Ziel
Seit der Verabschiedung des Öko-Landbaugesetzes vom 10. Juli 2002 hat die
Europäische Gemeinschaft die Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des ökolo-
gischen Landbaus weiterentwickelt. Am 24. Februar 2004 hat der Rat mit der
Verordnung (EG) Nr. 392/2004 des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 über den ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeich-
nung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel (ABl. EU Nr. L 65
S. 1) weitreichende Änderungen für die Gestaltung des Kontrollsystems im öko-
logischen Landbau beschlossen. Darüber hinaus hat die Europäische Kommis-
sion für die Verwendung von Saatgut im ökologischen Landbau und für die
Kennzeichnung von Futtermitteln, die für eine Verwendung im ökologischen
Landbau bestimmt sind, Durchführungsvorschriften erlassen. Die Weiterent-
wicklung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften sowie die Erfahrungen und
Erkenntnisse aus der bisherigen Anwendung des Öko-Landbaugesetzes machen
eine Änderung des Öko-Landbaugesetzes notwendig.

B. Lösung
Die Vorschriften des Öko-Landbaugesetzes werden an die geänderten EG-recht-
lichen Vorschriften angepasst. Der Anwendungsbereich des Öko-Landbaugeset-
zes wird auf die erweiterten gemeinschaftlichen Durchführungsvorschriften
ausgedehnt. Zur Ahndung von Verstößen gegen die erweiterten gemeinschafts-
rechtlichen Bestimmungen werden neue Straf- und Bußgeldtatbestände einge-
führt. Durch die Aufnahme einer Ausnahmeregelung wird von der gemein-
schaftsrechtlichen Ermächtigung Gebrauch gemacht, Einzelhändler unter
bestimmten Bedingungen von den ab 1. Juli 2005 geltenden Melde- und Kon-
trollvorschriften für Händler auszunehmen. Des Weiteren sollen die Informati-
onspflichten beim Verfolgen von Verdachtsfällen präzisiert und Vorschriften für
eine effektivere Zusammenarbeit der Kontrollstellen sowie für eine verbesserte
Feststellung der Echtheit von am Markt befindlichen Öko-Produkten eingeführt
werden. Durch eine Ergänzung der Zulassungsbestimmungen für Kontrollstel-
len und die Einführung einer Begrenzung der Geltungsdauer von Altgenehmi-
gungen für die Vermarktung von Drittlanderzeugnissen soll Erfordernissen aus
den bisher gesammelten Erfahrungen bei der Durchführung des Öko-Landbau-
gesetzes Rechnung getragen werden.

C. Alternativen
Keine
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D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Keine
2. Vollzugsaufwand
Die vorgesehenen sachlichen Änderungen des Öko-Landbaugesetzes führen
nicht zu einer Ausweitung der behördlichen Tätigkeit bei Bund und Ländern.

E. Sonstige Kosten
Aufgrund der vorgesehenen Änderungen ist nicht mit zusätzlichen Belastungen
für die betroffenen Wirtschaftskreise zu rechnen. Auswirkungen auf Einzelprei-
se, das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau,
sind nicht zu erwarten.
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Anlage 1

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Öko-Landbaugesetzes

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Öko-Landbaugesetz vom 10. Juli 2002 (BGBl. I

S. 2558) wird wie folgt geändert:
1. § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz dient der Durchführung der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über
den ökologischen Landbau und die entsprechende Kenn-
zeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Le-
bensmittel (ABl. EG Nr. L 198 S. 1), die zuletzt durch
Verordnung (EG) Nr. 1481/2004 der Kommission vom
19. August 2004 (ABl. EU Nr. L 272 S. 11) geändert
worden ist, sowie der zu ihrer Durchführung erlassenen
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft.“

2. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Einzelhändler, die Erzeugnisse im Sinne
von Artikel 1 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 direkt an den Endverbraucher oder
-nutzer verkaufen, sind von dem Einhalten der Pflich-
ten nach Artikel 8 Abs. 1 Satz 1 und 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 freigestellt, soweit sie diese Er-
zeugnisse nicht selbst erzeugen oder erzeugen lassen,
aufbereiten oder aufbereiten lassen, an einem anderen
Ort als einem Ort in Verbindung mit der Verkaufsstelle
lagern oder lagern lassen oder aus einem Drittland ein-
führen oder einführen lassen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Eine Tätigkeit nach Artikel 8 Abs. 1 Satz 1,

auch in Verbindung mit Satz 3, der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 ist, vorbehaltlich des Absat-
zes 1a, gleichzeitig mit deren Aufnahme gemäß
Artikel 8 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 bei der zuständigen Behörde des
Landes, in dem diese Tätigkeit ausgeübt wird, zu mel-
den und gemäß Artikel 8 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 dem Kontroll-
verfahren zu unterstellen.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Die Zulassung kann, unbeschadet des Absat-
zes 2 Satz 3, mit Befristungen, Bedingungen und Auf-
lagen oder einem Vorbehalt des Widerrufs versehen
werden, soweit es Belange des Verbraucherschutzes,
des Tierschutzes oder des Umweltschutzes hinsicht-
lich der Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2
erfordern. Unter denselben Voraussetzungen ist auch

die nachträgliche Aufnahme oder Änderung von Auf-
lagen zulässig.“

b) In Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 wie folgt ge-
fasst:

„Stellt die nach Satz 1 zuständige Behörde Tatsachen
fest, die den Entzug der Zulassung begründen oder die
Aufnahme oder Änderung von Auflagen zur Zulas-
sung erforderlich machen können, so hat sie,

1. wenn der Ort der zu beanstandenden Kontrolltätig-
keit und des Sitzes oder der Niederlassung nach
Absatz 1 Nr. 4 der Kontrollstelle in demselben
Land liegen, die Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung unter Mitteilung dieser Tatsachen
zu ersuchen, ein Verfahren zum Entzug der Zulas-
sung oder zur Aufnahme oder Änderung von Auf-
lagen einzuleiten, oder,

2. wenn der Ort der zu beanstandenden Kontrolltätig-
keit und des Sitzes oder der Niederlassung nach
Absatz 1 Nr. 4 der Kontrollstelle in unterschied-
lichen Ländern liegen, der zuständigen Behörde
des Landes, in dem der Sitz oder die Niederlassung
nach Absatz 1 Nr. 4 der Kontrollstelle liegt, die
Tatsachen mitzuteilen.

Gelangen der zuständigen Behörde des Landes, in
dem der Sitz oder die Niederlassung nach Absatz 1
Nr. 4 der Kontrollstelle liegt, Tatsachen nach Satz 2
Nr. 2 zur Kenntnis, so hat sie die Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung unter Mitteilung dieser
Tatsachen zu ersuchen, ein Verfahren zum Entzug der
Zulassung oder zur Aufnahme oder Änderung von
Auflagen einzuleiten.“

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Die Kontrollstelle hat ein Verzeichnis der in
ihre Kontrollen einbezogenen Unternehmen zu füh-
ren, die in der Kennzeichnung oder Werbung für ihre
Erzeugnisse im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 oder 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 unter den Vorausset-
zungen des Artikels 5 Abs. 1, 3 oder 5a der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 auf den ökologischen Land-
bau Bezug nehmen oder solche Erzeugnisse unter den
Voraussetzungen des Artikels 5 Abs. 5 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 mit Hinweisen auf die
Umstellung auf den ökologischen Landbau versehen
dürfen. Die Kontrollstelle hat das Verzeichnis in re-
gelmäßigen Abständen zu aktualisieren und den für
die Durchführung der in § 1 genannten Rechtsakte
und dieses Gesetzes zuständigen Behörden, den Wirt-
schaftsbeteiligten sowie Verbraucherinnen und Ver-
brauchern verfügbar zu machen. Das Verzeichnis
muss folgende Angaben enthalten:

1. Name und Anschrift des Unternehmens,
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2. eine diesem Unternehmen durch die Kontrollstelle
zugeordnete alphanumerische Identifikationsnum-
mer,

3. Name oder Codenummer der Kontrollstelle ge-
mäß Artikel 9 Abs. 6a der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91,

4. Art der Tätigkeit des Unternehmens nach Artikel 8
Abs. 1 Satz 1 oder 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91.

Weitere Angaben darf das Verzeichnis nicht ent-
halten.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Vor dem bisherigen Satz 1 wird folgender Satz

eingefügt:
„Die Kontrollstellen erteilen einander die für
eine ordnungsgemäße Durchführung der in § 1
genannten Rechtsakte und dieses Gesetzes not-
wendigen Auskünfte.“

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
„Soweit eine Kontrollstelle im Rahmen der von
ihr durchgeführten Kontrollen Tatsachen fest-
stellt, die einen hinreichenden Verdacht auf
Unregelmäßigkeiten oder Verstöße der in Satz 2
genannten Art begründen, der ein nicht von der
Kontrollstelle kontrolliertes Unternehmen be-
trifft, so teilt die Kontrollstelle die Tatsachen
unverzüglich der Kontrollstelle mit, deren Kon-
trolle das betroffene Unternehmen untersteht.“

5. In § 7 Abs. 1 werden
a) die Angabe „Artikels 8 Abs. 1“ durch die Angabe

„Artikels 8 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit
Satz 3,“ ersetzt und

b) nach dem Wort „aufbereiten“ das Wort „lagern,“ ein-
gefügt.

6. In § 10 Abs. 2 Nr. 1 werden nach der Angabe „Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91“ die Wörter „und der Verord-
nung (EG) Nr. 223/2003 der Kommission vom 5. Februar
2003 zur Festlegung von Etikettierungsvorschriften für
Futtermittel, Mischfuttermittel und Futtermittel-Aus-
gangserzeugnisse aus ökologischem Landbau und zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABl. EU
Nr. L 31 S. 3)“ eingefügt.

7. § 11 wird wie folgt gefasst:
„§ 11

Strafvorschriften
Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-

strafe wird bestraft, wer
1. entgegen Artikel 5 Abs. 1 Buchstabe a bis c oder d

Satz 1, Abs. 3 Buchstabe a bis g Satz 1 oder Buchsta-
be h, Abs. 5 Buchstabe a bis e Satz 1 oder Buchsta-
be f oder Abs. 5a Buchstabe a bis h Satz 1 oder Buch-
stabe i der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 in der
Kennzeichnung oder Werbung für ein Erzeugnis nach
Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe a oder b der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 auf den ökologischen Landbau
Bezug nimmt oder ein gekennzeichnetes oder bewor-

benes Erzeugnis mit einem Hinweis auf die Umstel-
lung auf den ökologischen Landbau versieht oder

2. entgegen Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EG)
Nr. 223/2003 in der Etikettierung, in der Werbung
oder in einem Geschäftspapier für ein Erzeugnis nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 223/2003 einen
Hinweis auf den ökologischen Landbau gibt.“

8. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 4 wird das Wort „oder“ durch ein Komma

ersetzt.
b) Der Punkt am Ende der Nummer 5 wird durch das

Wort „oder“ ersetzt.
c) Folgende Nummer 6 wird angefügt:

„6. als Unternehmer, der Erzeugnisse im Sinne von
Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe c der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 erzeugt, aufbereitet oder aus
Drittländern einführt, nicht sicherstellt, dass die
Angaben nach Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung
(EG) Nr. 223/2003 die Anforderungen des
Artikels 4 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 223/
2003 erfüllen.“

9. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 14
Übergangsvorschriften“.

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
c) Folgende Absätze werden angefügt:

„(2) Die vor dem 1. April 2003 erteilten Genehmi-
gungen für die Vermarktung von aus Drittländern ein-
geführten Erzeugnissen nach Artikel 11 Abs. 6 der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 gelten bis zum
1. Januar 2006.

„(3) Bis zum 1. Juli 2005 sind die §§ 3 und 7 in der
am … [einfügen: Tag der Verkündung dieses Geset-
zes] geltenden Fassung anzuwenden.

„(4) § 5 Abs. 1a ist erst ab dem 1. Januar 2006 an-
zuwenden.“

Artikel 2
Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh-

rung und Landwirtschaft kann den Wortlaut des Öko-Land-
baugesetzes in der ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gel-
tenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 3
Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh-

rung und Landwirtschaft kann den Wortlaut des Gesetzes zur
Durchführung der Gemeinsamen Marktorganisationen und
der Direktzahlungen in der vom Inkrafttreten des Artikels
12g Abs. 15 des 1. Justizmodernisierungsgesetzes vom
24. August 2004 (BGBl. I S. 2198) an geltenden Fassung im
Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 4
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Gründe für die Gesetzesänderung
Seit der Verabschiedung des Öko-Landbaugesetzes (ÖLG)
vom 10. Juli 2002 hat die Europäische Gemeinschaft die ge-
meinschaftlichen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des
ökologischen Landbaus weiterentwickelt. Mit der Verord-
nung (EG) Nr. 392/2004 des Rates vom 24. Februar 2004 zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über den
ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeich-
nung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel
(ABl. EU Nr. L 65 S. 1) wurden weitreichende Änderungen
für die Gestaltung des Kontrollsystems im ökologischen
Landbau beschlossen. Die Änderungen eröffnen den Mit-
gliedstaaten die Möglichkeit einer Flexibilisierung, von der
in Deutschland Gebrauch gemacht werden sollte, um ein
weiteres stabiles Wachstum des Marktes bei Öko-Erzeugnis-
sen zu unterstützen. Darüber hinaus hat die Europäische
Kommission für die Verwendung von Saatgut im ökologi-
schen Landbau mit der Verordnung (EG) Nr. 1452/2003 der
Kommission vom 14. August 2003 zur Beibehaltung der
Ausnahmeregelung gemäß Artikel 6 Abs. 3 Buchstabe a der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates für bestimmte
Arten von Saatgut und vegetativem Vermehrungsmaterial
und zur Festlegung von Verfahrensvorschriften und Kriteri-
en für diese Ausnahmeregelung (ABl. EU Nr. L 206 S. 17)
und für die Kennzeichnung von Futtermitteln, die für eine
Verwendung im ökologischen Landbau bestimmt sind, mit
der Verordnung (EG) Nr. 223/2003 der Kommission vom
5. Februar 2003 zur Festlegung von Etikettierungsvorschrif-
ten für Futtermittel, Mischfuttermittel und Futtermittel-Aus-
gangserzeugnisse aus ökologischem Landbau und zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABl. EU Nr. L 31
S. 3) Durchführungsvorschriften erlassen.

Die Weiterentwicklung der gemeinschaftlichen Rechtsvor-
schriften macht eine Änderung des Öko-Landbaugesetzes
notwendig. Im gleichen Zuge sollen die Erfahrungen und Er-
kenntnisse aus der bisherigen Anwendung des Öko-Land-
baugesetzes in das Gesetzgebungsvorhaben einfließen.

II. Gesetzgebungskompetenz
a) Gesetzgebungskompetenz des Bundes

Das Öko-Landbaugesetz aus dem Jahr 2002 soll mit die-
sem Gesetzentwurf an die derzeitige Rechtslage in der
EU angepasst und – unter Berücksichtigung der inzwi-
schen im Gesetzesvollzug gewonnenen Erfahrungen – in
seiner Wirksamkeit verbessert werden.

Die Regelungen in Artikel 1 betreffen daher

– den Kreis der kontrollpflichtigen Unternehmen,

– Nebenbestimmungen bei der Zulassung von Kontroll-
stellen (die durch die Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung erteilt wird),

– Aufzeichnungs- und Meldepflichten der Kontrollstel-
len sowie

– eine Anpassung der Straf- und Bußgeldtatbestände.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich in-
soweit aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 17 Grundgesetz (GG)
(Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeu-
gung, Ein- und Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnis-
se), Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 GG (Recht der Wirtschaft),
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 20 GG (Schutz beim Verkehr mit
Lebens- und Genussmitteln) sowie aus Artikel 74 Abs. 1
Nr. 1 GG (Strafrecht).

b) Erfordernis einer bundesgesetzlichen Regelung

Nach Artikel 72 Abs. 2 GG hat der Bund im Bereich der
konkurrierenden Gesetzgebung das Gesetzgebungsrecht,
wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der
Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich
macht.

Für die mit dem Gesetzentwurf vorgesehenen Reglungen
ist eine bundesgesetzliche Regelung zur Wahrung der
Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse erforderlich.

Der Erlass eines Bundesgesetzes steht für die vorgesehe-
nen Regelungen im gesamtstaatlichen Interesse, da unter-
schiedliche Landesregelungen oder das Untätigbleiben
der Länder in Bezug auf den Kreis der in das Kontrollver-
fahren einbezogenen Unternehmen zu wirtschaftpolitisch
bedrohlichen und unzumutbaren Auswirkungen für die
Gesamtwirtschaft führen würden.

Das Kontrollverfahren für die im ökologischen Landbau
tätigen Unternehmen ist eine essentielle – und die Wett-
bewerbsbedingungen der Unternehmen im deutschen
Wirtschaftsraum erheblich beeinflussende – Vorgabe der
EG-Öko-Verordnung. Aus diesem Grund regelt das Öko-
Landbaugesetz bereits jetzt bundesgesetzlich das Kon-
trollsystem für solche Unternehmen, die Erzeugnisse aus
ökologischem Anbau herstellen, aufbereiten oder einfüh-
ren. Die durch die Änderung des EU-Rechts bedingte
Ausdehnung des Kreises der kontrollpflichtigen Unter-
nehmen, verbunden mit der Option, den Einzelhandel
von der Kontrolle zu befreien, würde, wäre sie durch un-
terschiedliches Landesrecht geregelt, dazu führen, dass
der Einzelhandel mit Öko-Produkten in dem einen Bun-
desland kontrollpflichtig wäre, in dem anderen nicht. Die
Wettbewerbsbedingungen würden sich einseitig zu Las-
ten der Unternehmen in solchen Ländern verschärfen, die
von der Option keinen Gebrauch machen.

Durch unterschiedliche Landesregelungen im Hinblick
darauf, ob ein Handelsunternehmen, das Produkte aus
dem ökologischen Landbau vermarktet, dem Kontroll-
verfahren unterliegt oder nicht, würden für den Handel
unzumutbare und die Wirtschaftseinheit empfindlich stö-
rende Schranken im länderübergreifenden Verkehr ent-
stehen. So wären die aus dem ökologischen Landbau
stammenden Waren länderübergreifend tätiger Handels-
unternehmen, deren Zentrallagerstätten nach der geän-
derten Gemeinschaftsrechtslage dem Kontrollverfahren
unterliegen werden, bei der Auslieferung an die Filial-
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betriebe in den einzelnen Ländern unterschiedlichen
Bedingungen unterworfen. Dies würde die wirtschaft-
liche Tätigkeit dieser Unternehmen nachhaltig beein-
trächtigen.

Unterschiedliche Landesregelungen über die Kontroll-
pflicht des Handels würden zu einer gesamtstaatlich äu-
ßerst bedenklichen Verlagerung der wirtschaftlichen Ak-
tivitäten in weniger kontrollintensive Länder führen. So
würden Handelsunternehmen in den Ländern, die von der
Ausnahmeoption keinen Gebrauch machen, Produkte des
ökologischen Landbaus aus ihrem Sortiment nehmen, um
den verschärften Kontrollmaßnahmen zu entgehen. In der
Folge wären Verwerfungen beim Absatz von Öko-Pro-
dukten in den betroffenen landwirtschaftlichen und verar-
beitenden Betrieben ganzer Regionen, verbunden mit
Gefahren für den Fortbestand der Betriebe des ökolo-
gischen Landbaus, zu erwarten. Insoweit müsste mit
einem Rückgang des Umfangs des ökologischen Land-
baus gerechnet werden, was der Zweckbestimmung des
geltenden Gemeinschaftsrechts, diese Wirtschaftsweise
aufgrund ihrer gesamtgesellschaftlichen Vorteile zu för-
dern, entgegenstehen würde.

Darüber hinaus wäre es großen Kreisen von Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern in den vom Ausstieg des Han-
dels aus der Öko-Vermarktung betroffenen Ländern nicht
möglich, sich Produkte des ökologischen Landbaus unter
den üblichen Einkaufsbedingungen zu verschaffen.

Unterschiedliche Landesregelungen in Bezug auf den
Kreis der in das Kontrollverfahren einbezogenen Unter-
nehmen würden auch zu erheblichen Gefahren für die Si-
cherheit und Verlässlichkeit des gesamten Kontrollver-
fahrens im ökologischen Landbau in Deutschland führen.
Außerdem wäre ein landesrechtlich unterschiedliches
Kontrollniveau im ökologischen Landbau den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern nicht zu vermitteln. Es be-
stünde die Gefahr, dass das Verbrauchervertrauen, das
aufgrund der bundeseinheitlichen Rechtsvorschriften des
Öko-Landbaugesetzes den Produkten des ökologischen
Landbaus entgegengebracht wird, insgesamt erschüttert
würde.

Auch für die Festlegung der von den Kontrollstellen zu
erfüllenden Aufzeichnungs- und Meldepflichten ist eine
bundesgesetzliche Regelung im gesamtstaatlichen Inte-
resse notwendig. Im Falle landesrechtlich unterschiedlich
geregelter Aufzeichnungs- und Meldepflichten der Kon-
trollstellen bestünde die Gefahr, dass die für die Über-
prüfung der Echtheit der Öko-Produkte bedeutsamen
Aufzeichnungspflichten und die zur Aufklärung von Ver-
stößen gegen das Öko-Landbaugesetz wichtigen Ver-
dachtsmeldungen, die eine gegenseitige Unterrichtung
von Kontrollstellen und damit auch ein schnelleres Tätig-
werden der zuständigen Behörden – gerade auch über
Ländergrenzen hinweg – ermöglichen, ins Leere liefen.

Eine bundesgesetzliche Regelung ist ferner erforderlich,
um einheitliche rechtliche Rahmenbedingungen im Hin-
blick auf den Schutz der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, z. B. durch Sanktionen bei Verstößen gegen Vor-
schriften der EG-Öko-Verordnung und der zu ihrer
Durchführung erlassenen Rechtsakte der Europäischen
Gemeinschaft zu gewährleisten. Insoweit ist die Gesetz-

gebungskompetenz des Bundes nach Artikel 74 Abs. 1
Nr. 1 in Verbindung mit Artikel 72 Abs. 2 GG durch die
notwendigen, im Gesetz vorgesehenen Ergänzungen der
straf- und ordnungswidrigkeitenrechtlichen Regelungen
des Öko-Landbaugesetzes begründet.

III. Kosten der öffentlichen Haushalte
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

2. Vollzugsaufwand

Die vorgesehenen Änderungen des Öko-Landbaugesetzes
führen nicht zu einer Ausweitung der behördlichen Tätigkeit
bei Bund und Ländern.

IV. Kosten für Wirtschaftsunternehmen und Auswir-
kungen auf das Preisniveau

Aufgrund der vorgesehenen Änderungen ist nicht mit zusätz-
lichen Belastungen für die betroffenen Wirtschaftskreise zu
rechnen. Auswirkungen auf die Einzelpreise, das allgemeine
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind
nicht zu erwarten.

V. Auswirkungen auf die Umwelt
Mit dem Gesetz sollen die Rahmenbedingungen für das
Wachstum des ökologischen Landbaus verbessert werden.
Insoweit sind durch dieses Gesetz positive Auswirkungen
auf die Umwelt zu erwarten.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1 (§ 1)

Mit der Änderung sollen die seit Verabschiedung des ÖLG
erlassenen Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft auf
dem Gebiet des ökologischen Landbaus in den Anwen-
dungsbereich des ÖLG einbezogen werden.

Zu Nummer 2 (§ 3)

Mit der Verordnung (EG) Nr. 392/2004 ist der Kreis der Un-
ternehmen, die gemäß Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe a der EG-
Öko-Verordnung verpflichtet sind, ihre Tätigkeit bei der
zuständigen Behörde zu melden und gemäß Buchstabe b
dem Kontrollverfahren zu unterstellen, auf solche Unterneh-
men ausgedehnt worden, die Öko-Erzeugnisse lagern oder
vermarkten. Zugleich wird mit dieser Verordnung den
Mitgliedstaaten die Möglichkeit eröffnet, Einzelhändler
unter bestimmten Bedingungen von der Anwendung dieser
Bestimmungen zu befreien. Mit der Einfügung eines neuen
Absatzes 1a soll von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht
werden, um ein weiteres stabiles Wachstum des Marktes bei
Öko-Erzeugnissen zu unterstützen.

Die Neufassung von Artikel 8 Abs. 1 der EG-Öko-Verord-
nung durch die Verordnung (EG) Nr. 392/2004 macht eine
Änderung der Bestimmungen des § 3 Abs. 2 ÖLG erforder-
lich. Dabei wird der Ausnahmeregelung gemäß Absatz 1a
(neu) Rechnung getragen.
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Zu Nummer 3 (§ 4)
Wesentliche Regelungszwecke der EG-Öko-Verordnung
und des ÖLG sind der Schutz der Verbraucherinnen und Ver-
braucher sowie der Tier- und Umweltschutz. Als Instrument
zur Durchsetzung der Bestimmungen der EG-Öko-Verord-
nung hat die Europäische Gemeinschaft das EG-Kontroll-
system im ökologischen Landbau geschaffen. Wesentliche
Teile des Kontrollverfahrens sind in Deutschland nach dem
ÖLG auf private Kontrollstellen übertragen worden. Die
Kontrollstellen bilden den Kern des Kontrollsystems. Von
der Qualität der Tätigkeit der Kontrollstellen hängt die Zu-
verlässigkeit sowie die Funktion des gesamten Kontrollver-
fahrens und damit das Niveau des Verbraucher-, Tier- und
Umweltschutzes maßgeblich ab.
Nach Artikel 9 Abs. 5 der EG-Öko-Verordnung sind Kon-
trollstellen zuzulassen, wenn sie unter anderem den Kriterien
einer geeigneten personellen, administrativen und techni-
schen Ausstattung sowie Erfahrung bei der Kontrolle, der
Zuverlässigkeit sowie Objektivität gegenüber den ihrer Kon-
trolle unterstehenden Unternehmen genügen. Ein auf Dauer
zuverlässiges Arbeiten der Kontrollstelle ist zum Zeitpunkt
ihrer Zulassung nur prognostizierbar. Insbesondere bei neu-
en Kontrollstellen liegen noch keinerlei Erfahrungen über
die Zuverlässigkeit und deren Arbeitsweise vor. Die Erfah-
rungswerte können erst über einen längeren Zeitraum hin-
weg, im Rahmen der Überwachung durch die zuständigen
Landesbehörden, gesammelt werden.
Die Zuverlässigkeit einer Kontrollstelle ist im Hinblick auf
den Verbraucher-, Tier- und Umweltschutz von großer Be-
deutung. Vorfälle und Unregelmäßigkeiten haben in der Ver-
gangenheit gezeigt, dass bei mangelnder Sorgfalt und Zuver-
lässigkeit einer Kontrollstelle erheblicher Schaden für die
Verbraucherinnen und Verbraucher, die Tiere und die Umwelt
entstehen kann. Es hat sich auch gezeigt, dass Verfahren im
Hinblick auf den Entzug der Zulassung einer unzuverlässig
arbeitenden Kontrollstelle einen erheblichen Zeitraum in An-
spruch nehmen können. In dieser Zeit ist die Kontrollstelle in
der Regel weiterhin tätig und stellt für den Schutz der Ver-
braucherinnen und Verbraucher, der Tiere sowie der Umwelt
ein nicht unerhebliches Risikoelement dar. Damit die zustän-
digen Behörden im Bedarfsfall schnell und effektiv eingrei-
fen können, bieten Befristungen, Bedingungen, Auflagen und
Widerrufsvorbehalte die Möglichkeit, entsprechende Vorkeh-
rungen zu treffen, um so den Verbraucher-, Tier- und Umwelt-
schutz sicherzustellen. Diesem Ziel folgt der neue Absatz 2a,
gemäß dem der für die Zulassung der Kontrollstellen zustän-
digen Behörde, der Bundesanstalt für Landwirtschaft und
Ernährung (BLE), die Möglichkeit eröffnet werden soll, die
Zulassung mit Nebenbestimmungen zu versehen.
Da nur die BLE über die nachträgliche Aufnahme oder
Änderung von Auflagen entscheiden kann, ist dies bei der
Regelung des arbeitsteiligen Verfahrens der Überwachung
der in den einzelnen Ländern tätigen Kontrollstellen sowie
des Zusammenspiels der zuständigen Landesbehörden mit
der BLE zu berücksichtigen. Dem wird durch die Neufas-
sung von Absatz 3 Satz 2 und 3 Rechnung getragen.

Zu Nummer 4 (§ 5)

Zu Buchstabe a
Der neue Absatz 1a verfolgt das Ziel, die verfügbaren Instru-

mente zur Feststellung der Echtheit von Öko-Erzeugnissen
zu verbessern. Die Erfahrungen, insbesondere in Bezug auf
die Ursachen von Betrugsfällen, haben gezeigt, dass sowohl
für die Wirtschaftsbeteiligten als auch für die Verbraucherin-
nen und Verbraucher Instrumente zunehmend an Bedeutung
gewinnen, mit denen der Gefahr der missbräuchlichen Ver-
wendung der Öko-Kennzeichnung begegnet werden kann.
Fälschungen in warenbegleitenden Dokumenten oder auf
Etiketten/Kennzeichnungen von Erzeugnissen sind bisher
teilweise kaum erkennbar und nur schwer aufzudecken. Mit
der Änderung sollen Informationsmöglichkeiten geschaffen
werden, die sowohl den Wirtschaftsbeteiligten, Kontrollstel-
len und zuständigen Behörden als auch den Verbraucher-
innen und Verbrauchern zur Verfügung stehen, um zum
Beispiel über internetbasierte Datenangebote sichere Aus-
künfte über die Echtheit der betroffenen Öko-Produkte zu er-
halten. Überdies wird mit dieser Änderung die Anforderung
der Norm EN 45011 Nummer 4.8.1 Buchstabe g konkreti-
siert, die die privaten Kontrollstellen gemäß Artikel 9
Abs. 11 der EG-Öko-Verordnung zu erfüllen haben.

Zu Buchstabe b

Mit der Änderung in Absatz 2 sollen die Meldepflichten der
Kontrollstellen an das nunmehr geänderte geltende Gemein-
schaftsrecht angepasst werden. Der neue Satz 1 soll die di-
rekte und effektive Zusammenarbeit der Kontrollstellen zur
ordnungsgemäßen Durchführung des Gemeinschaftsrechts
für den ökologischen Landbau und des ÖLG sicherstellen.
Diese Bestimmung entbindet die Kontrollstellen jedoch
nicht von ihrer Meldepflicht gegenüber den zuständigen Be-
hörden nach Satz 2. Mit Satz 3 sollen die Melde- und Infor-
mationspflichten der Kontrollstellen für den Fall präzisiert
werden, dass sich ein begründeter Verdacht auf Unregelmä-
ßigkeiten oder Verstöße gegenüber einem nicht von dieser
Kontrollstelle kontrollierten Unternehmen ergibt.

Die Einfügung von Satz 3 macht zudem deutlich, dass sich
die Kontrollstelle bei gegebener Veranlassung auch mit der
Frage zu befassen hat, ob die beim kontrollierten Unterneh-
men festgestellte tatbestandsmäßige Unregelmäßigkeit ihren
Ursprung in einem anderen Unternehmen hat. Dieser Frage
ist immer dann nachzugehen, wenn die Feststellungen der
Kontrollstelle eine Zuwiderhandlung auf einer vorgelagerten
Produktionsstufe (Zulieferunternehmen) erkennen lassen, so
dass eine Rückverfolgung notwendig ist. Unterliegt das vor-
gelagerte Unternehmen nicht der Kontrolle der Kontrollstel-
le, muss diese die für dieses Unternehmen zuständige Kon-
trollstelle über ihre Feststellungen unterrichten. Diese Pflicht
muss dann schon bei dem begründeten (d. h. auf Tatsachen
gestützten) Verdacht einer Unregelmäßigkeit oder eines Ver-
stoßes eingreifen, weil die unterrichtende Kontrollstelle
mangels eigener Zuständigkeit keine abschließende Prüfung
bei dem vorgelagerten Unternehmen durchführen kann.

Zu Nummer 5 (§ 7)

Die vorgesehene Änderung stellt eine technische Anpassung
des bisherigen Textes an die Änderungen des Artikels 8
Abs. 1 der EG-Öko-Verordnung in der Fassung der Verord-
nung (EG) Nr. 392/2004 dar und soll zudem sicherstellen,
dass auch das „Lagern“, das durch die genannte Verordnung
als melde- und kontrollpflichtige Tätigkeit ergänzt wurde,
der Überwachung zugänglich ist.
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Zu Nummer 6 (§ 10)
Änderung ist erforderlich, um eine kurzfristige Anpassung
der Vorschriften, insbesondere auch der Strafvorschriften an
die Änderung der Verordnung (EG) Nr. 223/2003 vorneh-
men zu können.

Zu Nummer 7 (§ 11)
Mit der Verordnung (EG) Nr. 223/2003 der Kommission
vom 5. Februar 2003 zur Festlegung von Etikettierungsvor-
schriften für Futtermittel, Mischfuttermittel und Futtermit-
tel-Ausgangserzeugnisse aus ökologischem Landbau und
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABl. EU
Nr. L 31 S. 3) hat die Europäische Kommission Durchfüh-
rungsvorschriften für die Kennzeichnung von Futtermitteln
erlassen, die für eine Verwendung in Unternehmen des öko-
logischen Landbaus bestimmt sind. Mit den in § 11 vorgese-
henen Änderungen werden die Straftatbestände dementspre-
chend ergänzt und präzisiert, insbesondere im Hinblick auf
eine missbräuchliche Kennzeichnung derartiger Erzeugnisse
mit einem Hinweis auf den ökologischen Landbau.

Zu Nummer 8 (§ 12)
Mit der Änderung in § 12 Abs. 2 werden die Bußgeldtatbe-
stände im Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen
der Verordnung (EG) Nr. 223/2003 ergänzt.

Zu Nummer 9 (§ 14)
Durch die Bestimmungen in § 2 Abs. 2 Nr. 4 ÖLG ist die Zu-
ständigkeit für die Erteilung einer Genehmigung für die Ver-
marktung von aus Drittländern eingeführten Erzeugnissen
nach Artikel 11 Abs. 6 der EG-Öko-Verordnung am 1. April
2003 von den zuständigen Behörden der Länder auf die BLE
übergegangen. Der Bündelung des Genehmigungsverfah-
rens lag das Ziel zu Grunde, gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen für die in Deutschland ansässigen Importeure von Öko-
Erzeugnissen herzustellen und die Verwaltungsabläufe zu
vereinfachen.
Die Ermächtigungsgrundlage für die Erteilung der Genehmi-
gungen – Artikel 11 Abs. 6 der EG-Öko-Verordnung – ist bis
zum 31. Dezember 2005 befristet. Es muss daher sicherge-
stellt werden, dass auch die Genehmigungen, die seinerzeit
von den zuständigen Landesbehörden teilweise nach unter-

schiedlichen, insbesondere unterschiedlichen zeitlichen
Maßgaben erteilt worden sind, zu diesem Zeitpunkt ihre Gül-
tigkeit verlieren. Dem wird durch den neuen Absatz 2 Rech-
nung getragen. Im Fall einer gemeinschaftsrechtlichen An-
schlussregelung wären Genehmigungen bei der BLE neu zu
beantragen.
Die Übergangsvorschrift in Absatz 3 ist wegen der zu Grun-
de liegenden Gemeinschaftsregelung in der Verordnung (EG)
Nr. 392/2004 erforderlich. Die Bestimmung in Absatz 4 soll
den Wirtschaftsbeteiligten die notwendige Vorbereitungszeit
einräumen.

Zu Artikel 2
Die Ermächtigung ist erforderlich, damit das Bundesminis-
terium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt-
schaft den Wortlaut des Öko-Landbaugesetzes in der ab dem
Inkrafttreten des Gesetzes geltenden Fassung im Bundesge-
setzblatt bekannt machen kann.

Zu Artikel 3
Durch Artikel 4 des Gesetzes zur Umsetzung der Reform
der Gemeinsamen Agrarpolitik vom 21. Juli 2004 (BGBl. I
S. 1763) ist das Gesetz zur Durchführung der Gemeinsamen
Marktorganisationen und der Direktzahlungen geändert
worden; gleichzeitig war die Befugnis zur Neubekanntma-
chung dieses Gesetzes vorgesehen. Diese
Neubekanntmachungserlaubnis hat sich jedoch durch die mit
dem Erlass des 1. Justizmodernisierungsgesetzes bewirkte
Änderung des Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsamen
Marktorganisationen und der Direktzahlungen erledigt, so
dass es nun aus rechtsförmlichen Gründen einer erneuten
Neubekanntmachungserlaubnis bedarf, um das geltende
Recht in einer Neufassung bekannt machen zu können. Seit
der Neubekanntmachung des Gesetzes zur Durchführung der
Gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlun-
gen vom 20. September 1995 wurde das Gesetz bereits
mehrfach geändert, so dass im Interesse der Rechtsunterwor-
fenen eine Neubekanntmachung angezeigt ist.

Zu Artikel 4
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der neuen Bestimmun-
gen.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 807. Sitzung am 17. Dezember
2004 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a (§ 3 Abs. 1a)
In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a sind in § 3 Abs. 1a die
Wörter „in Verbindung mit“ durch die Wörter „in enger
räumlicher Verbindung mit“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Die Ergänzung der Wörter „in enger räumlicher Verbin-
dung mit“ dient der Klarstellung des gesetzlichen Ziels
und stellt keine inhaltliche Erweiterung der Regelung dar.
In Anlehnung an die Definition des Einzelhandels in der
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates von 28. Januar 2002 zur Festlegung
der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Le-
bensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Be-
hörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von
Verfahren zur Lebensmittelsicherheit wird damit ledig-
lich deutlich gemacht, dass es sich nur um einen engen
räumlichen Zusammenhang und nicht z. B. um eine funk-
tionale Verbindung handelt. Die Ergänzung ist für eine
einheitlichere Auslegung des Bundesgesetzes durch die
Länder erforderlich und bewirkt eine gleichartigere Vor-
gehensweise bei den Kontrollen. Dadurch werden die
Kontrolleffizienz gestärkt und Wettbewerbsverzerrungen
zwischen den Ländern vermieden. Gleichzeitig bleibt
den Ländern aber ausreichend Ermessensspielraum, um
Einzelfälle angemessen zu berücksichtigen.

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a0 – neu – (§ 4 Abs. 2
Satz 4 – neu –)

In Artikel 1 Nr. 3 ist vor Buchstabe a folgender Buchstabe
a0 einzufügen:
,a0) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Sie wird für Länder, in denen eine Mitwirkung
nach § 2 Abs. 3 Nr. 1 vorgesehen ist, unter Hinweis
auf die jeweilige Rechtsverordnung des Landes
erteilt.“‘

B e g r ü n d u n g
Aus dem Öko-Landbaugesetz (ÖLG) können drei For-
men des Tätigwerdens der Kontrollstellen im Kontroll-
verfahren hergeleitet werden:
1. Aufgaben werden ganz oder teilweise auf Kontroll-

stellen übertragen (Beleihung gemäß § 2 Abs. 3 erste
Alternative ÖLG),

2. Kontrollstellen werden an den Aufgaben ganz oder
teilweise beteiligt (Mitwirkung gemäß § 2 Abs. 3
zweite Alternative ÖLG) oder

3. Kontrollverfahren, außer Verwaltungsverfahren, wer-
den von der Kontrollstelle durchgeführt (§ 3 Abs. 1
ÖLG).

Die Nummern 1 und 2 sowie Voraussetzungen und Ver-
fahren hierzu müssen die Landesregierungen durch
Rechtsverordnung regeln.
§ 4 Abs. 2 Satz 3 ÖLG sieht nun bei der Zulassung der
Kontrollstelle in Ländern mit Beleihung die Bedingung
vor, dass die Beleihung erfolgt. Jedoch bedarf es auch für
die Mitwirkung der Regelung durch Rechtsverordnung.
Sachsen-Anhalt und auch andere Länder haben sich für
die Mitwirkung entschieden und dies in Rechtsverord-
nungen geregelt. Entsprechend sind die Länder zuständig
für das Verfahren zur Regelung der Mitwirkung, aufbau-
end auf der Zulassung durch die Bundesanstalt für Land-
wirtschaft und Ernährung. § 4 Abs. 2 ÖLG regelt inso-
weit nur einen Teil des möglichen Tätigwerdens der
Kontrollstellen und ist unvollständig. Um eine rechtlich
durchgängig nachvollziehbare Regelung zu erreichen,
sollte die o. a. Ergänzung aufgenommen werden.

3. Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b (§ 4 Abs. 3 Satz 2 und 3)
In Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b ist § 4 Abs. 3 Satz 2 und 3
wie folgt zu fassen:
„Stellt die nach Satz 1 zuständige Behörde Tatsachen
fest, die den Entzug der Zulassung begründen oder die
Aufnahme oder Änderung von Auflagen zur Zulassung
erforderlich machen können, so hat sie die Bundesanstalt
für Landwirtschaft und Ernährung unter Mitteilung die-
ser Tatsachen zu ersuchen, ein Verfahren zum Entzug der
Zulassung oder zur Aufnahme oder Änderung von Aufla-
gen einzuleiten. Wenn der Ort der zu beanstandenden
Kontrolltätigkeit und der Sitz oder die Niederlassung
nach Absatz 1 Nr. 4 der Kontrollstelle in unterschiedli-
chen Ländern liegen, teilt die feststellende Behörde der
zuständigen Behörde des Landes, in dem der Sitz oder die
Niederlassung nach Absatz 1 Nr. 4 der Kontrollstelle
liegt, die Tatsachen ebenfalls mit.“
B e g r ü n d u n g
Die bisherigen Erfahrungen mit dem ÖLG haben gezeigt,
dass das derzeit bestehende Verfahren zur Einleitung des
Entzugs der Zulassung oder zur Aufnahme oder Ände-
rung von Auflagen zur Zulassung einer Kontrollstelle
über die Sitzlandbehörde umständlich und oft langwierig
ist. Jede zuständige Behörde kann im Rahmen ihrer Über-
wachungstätigkeit Defizite bei der Durchführung der von
den Kontrollstellen wahrzunehmenden Aufgaben fest-
stellen, die den Entzug der Zulassung oder die Aufnahme
oder Änderung von Auflagen begründen. Weder aus der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 noch aus dem ÖLG er-
gibt sich eine Notwendigkeit, der Sitzlandbehörde eine
Sonderstellung in diesem Verfahren einzuräumen.
Im Interesse einer zügigen, verordnungskonformen Um-
setzung sowie einer Gleichbehandlung aller Kontrollstel-
len sollten künftig Verstöße und Beanstandungen von der
zuständigen Behörde, in deren Land diese Sachverhalte
festgestellt wurden, direkt an die BLE zur Überprüfung
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und Entscheidung über einen Zulassungsentzug oder die
Änderung oder Aufnahme von Auflagen im Zulassungs-
bescheid gesandt werden.

4. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a (§ 5 Abs. 1a Satz 1)
In Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a ist § 5 Abs. 1a Satz 1 wie
folgt zu ändern:
a) Nach den Wörtern „Kennzeichnung oder Werbung“

sind die Wörter „oder den Geschäftspapieren“ einzu-
fügen.

b) Vor den Wörtern „auf den ökologischen Landbau Be-
zug nehmen“ sind die Wörter „oder des Artikels 3 der
Verordnung (EG) Nr. 223/2003“ einzufügen.

B e g r ü n d u n g
Die Anwendbarkeit der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
wird gemäß Artikel 2 ausgelöst auch durch die Bezug-
nahme auf den ökologischen Landbau allein in den
Geschäftspapieren (Rechnungen, Lieferscheine). In das
hier vorgesehene Unternehmensverzeichnis sollten auch
Futtermittelhersteller aufgenommen werden. Die
Kennzeichnung von deren Erzeugnissen ist nicht in dem
bislang genannten Artikel 5 der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91, sondern in Artikel 3 der Verordnung (EG)
Nr. 223/2003 geregelt.

5. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a (§ 5 Abs. 1a Satz 2)
In Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a ist § 5a Abs. 1a Satz 2
durch folgende Sätze zu ersetzen:
„Die Kontrollstelle hat das Verzeichnis laufend zu aktua-
lisieren und der Bundesanstalt für Landwirtschaft und
Ernährung zuzuleiten. Die Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung macht das Verzeichnis den für die
Durchführung der in § 1 genannten Rechtsakte und dieses
Gesetzes zuständigen Behörden, den Wirtschaftsbeteilig-
ten sowie Verbraucherinnen und Verbrauchern verfüg-
bar.“
B e g r ü n d u n g
Der Entwurfstext ist zu unbestimmt („in regelmäßigen
Abständen“); er stellt nicht sicher, dass das Verzeichnis
kontinuierlich auf dem neuesten Stand gehalten wird, wie
dies Artikel 8 Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
für die dort geregelte Liste verlangt.
Ein möglichst einfacher Informationsweg für Wirt-
schaftsbeteiligte, Verbraucherinnen und Verbraucher etc.
kann nur erreicht werden, wenn es ein einziges zentral
geführtes Verzeichnis und damit eine einzige Adresse im
Bundesgebiet gibt, an die sich Interessenten wenden kön-
nen. Im Übrigen wird damit eine einheitliche Umsetzung
der Dokumentationsverpflichtung und ein vergleichbarer
Informationsgehalt des Verzeichnisses sichergestellt.

6. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 Abs. 1)
Artikel 1 Nr. 5 ist wie folgt zu fassen:
,5. § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Unternehmen im Sinne des Artikels 8 Abs. 1 Satz 1,
auch in Verbindung mit Satz 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91, natürliche und juristische Personen und

nicht rechtsfähige Personenvereinigungen, die Erzeug-
nisse im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 und 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 erzeugen, aufbereiten, lagern,
einführen, innergemeinschaftlich verbringen, vermarkten
oder diese Tätigkeiten als Auftrag an einen Dritten verge-
ben, haben den zuständigen Behörden und beauftragten
Kontrollstellen auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen,
die zur Durchführung der den zuständigen Behörden
durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes über-
tragenen Aufgaben erforderlich sind. Kontrollstellen im
Sinne des § 3 Abs. 1 haben den zuständigen Behörden
entsprechende Auskünfte zu erteilen.“‘

B e g r ü n d u n g

Zum einen wird mit der Änderung Artikel 1 Nr. 2 der
Verordnung (EG) 392/2004, gültig ab 1. Juli 2005,
Rechnung getragen. Der Beauftragende kann sich der
Auskunftspflicht nicht entziehen, weil er eine entspre-
chende Tätigkeit an einen Dritten vergeben hat. Zum
anderen haben Erkenntnisse aus der bisherigen Anwen-
dung des ÖLG beim Verfolgen von Verdachtsfällen
gezeigt, dass die Möglichkeiten der Kontrollstellen
begrenzt sind, Auskünfte in Verdachtsfällen zu verlan-
gen. Sie haben das Kontrollverfahren zu führen und unter
den Möglichkeiten des Anhangs III zu ermitteln. Aus-
kunftsverpflichtungen ergeben sich dabei nach Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 Anhang III Nr. 4 und 10 erster
Absatz Satz 2. Insofern kann sich diese vorgeschlagene
Fassung des § 7 ÖLG auf Artikel 9 Abs. 7 Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 in Verbindung mit Anhang III dieser
Verordnung stützen.

Die Einforderung dieser Auskunftspflicht ist ein wichti-
ges Element, damit Verdachtsfälle zügig ermittelt werden
können. Die Verweigerung oder Nichterteilung der Aus-
künfte kann einen Schaden erheblich vergrößern, inso-
fern besteht ein erhebliches Interesse, hier auch sanktio-
nierend die Sicherheit von Individualgütern zu schützen.

Nach der jetzigen Formulierung des § 7 Abs. 1 hat die
Kontrollstelle, die eine Auskunft nicht erhält, die zustän-
dige Behörde zu unterrichten, die dann noch einmal die
Auskunft anfordern muss. Abgesehen von dem Doppel-
aufwand ist die Verzögerung der Sicherheit im Rahmen
des ökologischen Landbaus nicht dienlich.

Erst die vorgeschlagene Änderung erlaubt bei Auskunfts-
verweigerung gemäß Anhang III Nr. 10 Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 ein Ordnungswidrigkeitsverfahren
gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 3 ÖLG. Eine Sanktion alternativ
nach Artikel 9 Abs. 9a Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
kann häufig nicht greifen, da nicht immer konkret eine
Partie mit einem Hinweis auf den ökologischen Landbau
betroffen ist.

7. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 Nr. 1),
Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 12 Abs. 2 Nr. 7 – neu –)

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

a) In Nummer 7 ist § 11 Nr. 1 wie folgt zu fassen:

„1. entgegen Artikel 5 Abs. 1 Buchstabe a bis c,
Abs. 3 Buchstabe a bis f oder h, Abs. 5 Buch-
stabe a bis d oder f oder Abs. 5a Buchstabe a bis g
oder i der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 in der
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Kennzeichnung oder Werbung für ein Erzeugnis
nach Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe a oder b der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 auf den ökologi-
schen Landbau Bezug nimmt oder ein gekenn-
zeichnetes oder beworbenes Erzeugnis mit einem
Hinweis auf die Umstellung auf den ökologi-
schen Landbau versieht oder“.

b) Nummer 8 ist wie folgt zu ändern:
aa) In Buchstabe b ist ,das Wort „oder“ ‘ durch die

Wörter „ein Komma“ zu ersetzen.
bb) Buchstabe c ist wie folgt zu ändern:

aaa) Der Einleitungssatz ist wie folgt zu fassen:
„Die folgenden Nummern 6 und 7 werden
angefügt:“.

bbb) In Nummer 6 ist am Ende der Punkt durch
das Wort „oder“ zu ersetzen.

ccc) Folgende Nummer 7 ist anzufügen:
„7. entgegen Artikel 5 Abs. 1 Buchstabe d

Satz 1, Abs. 3 Buchstabe g Satz 1,
Abs. 5 Buchstabe e Satz 1 oder Abs. 5a
Buchstabe h Satz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 in der Kennzeich-
nung oder Werbung für ein Erzeugnis
nach Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe a oder
b der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
auf den ökologischen Landbau Bezug
nimmt oder ein gekennzeichnetes oder
beworbenes Erzeugnis mit einem Hin-
weis auf die Umstellung auf den ökolo-
gischen Landbau versieht.“

B e g r ü n d u n g
Im vorliegenden Entwurf werden Verstöße im Bereich
der Lebensmittelkennzeichnung den Strafvorschriften
nach § 11 Öko-Landbaugesetz und Verstöße im Bereich
der Futtermittelkennzeichnung den Bußgeldvorschriften
nach § 12 zugeordnet.
Um eine bessere Transparenz und Glaubwürdigkeit zu er-
reichen, sollten Lebensmittel und Futtermittel in Bezug
auf Verstöße bei der Kennzeichnung in den genannten
Bereichen gleich behandelt werden. Eine Behandlung als
Ordnungswidrigkeit reicht in beiden Fällen aus, sofern es
sich nur um einen fehlenden Hinweis auf die Kontroll-
stelle handelt, die Öko-Qualität aber nicht in Frage steht.
Artikel 5 Abs. 1 Buchstabe d Satz 1, Abs. 3 Buchstabe g
Satz 1, Abs. 5 Buchstabe e Satz 1 und Abs. 5a Buch-
stabe h Satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 macht
Vorschriften zur Etikettierung von Lebensmitteln (Er-
zeugnisse des Artikels 1 Abs. 1 Buchstabe a und b). Die
Vorschriften beziehen sich auf die Kennzeichnung des

Namens und/oder die Codenummer der Kontrollbehörde
oder Kontrollstelle.
Artikel 4 Abs. 1 (insbesondere Buchstabe d bezüglich der
Angabe der Codenummer und/oder des Namens der Kon-
trollstelle) der Verordnung (EG) Nr. 223/2003 macht
Vorschriften zur Etikettierung von Futtermitteln (Erzeug-
nisse des Artikels 1 Abs. 1 Buchstabe c der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91).
Die durch die Änderungen unter Buchstabe a bei den
Straftatvorschriften (§ 11) gestrichenen Buchstaben der
Absätze 1, 3, 5 und 5a von Artikel 5 der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 werden unter den Bußgeldvorschrif-
ten unter § 12 aufgeführt.

8. Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 Nr. 3 – neu –)
In Artikel 1 Nr. 7 ist § 11 wie folgt zu ändern:
a) In Nummer 1 ist das Wort „oder“ am Ende durch ein

Komma zu ersetzen.
b) In Nummer 2 ist der Punkt am Ende durch das Wort

„oder“ zu ersetzen.
c) Folgende Nummer 3 ist anzufügen:

„3. entgegen Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 223/
2003 eine Handelsmarke oder Verkehrsbezeich-
nung mit einem Hinweis auf den ökologischen
Landbau verwendet.“

B e g r ü n d u n g
Ein Verstoß gegen Artikel 5 ist nach Art und Gewicht
nicht anders zu werten als ein Verstoß gegen Artikel 3
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 223/2003.

9. Zu Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe c (§ 12 Abs. 2 Nr. 6)
In Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe c ist § 12 Abs. 2 Nr. 6 wie
folgt zu fassen:
„6. als Unternehmer, der Erzeugnisse im Sinne von Arti-

kel 1 Abs. 1 Buchstabe c der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 erzeugt, aufbereitet oder aus Drittlän-
dern einführt, nicht sicherstellt, dass die Angaben
nach Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 223/
2003 die dort genannten Anforderungen oder die An-
forderungen des Artikels 4 Abs. 1 der Verordnung
(EG) Nr. 223/2003 erfüllen.“

B e g r ü n d u n g
Verstöße gegen Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EG)
Nr. 223/2003 haben dasselbe Gewicht wie Zuwiderhand-
lungen gegen Artikel 4 Abs. 1 und sollten deshalb ebenso
mit Geldbuße bedroht werden. Das muss im Hinblick auf
die erforderliche Bestimmtheit der Bußgeldtatbestände
ausdrücklich festgelegt werden.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

I.
Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des Bun-
desrates wie folgt Stellung:

Zu Nummer 1 (zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a (§ 3 Abs. 1a))
Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag nicht
zu.
Der Bundesrat erklärt, sein Änderungsantrag diene der Klar-
stellung des gesetzlichen Ziels und sei für eine einheitlichere
Auslegung des Bundesgesetzes durch die Länder erforder-
lich. Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, dass die-
ses Anliegen mit der durch den Bundesrat vorgeschlagenen
Formulierung erreicht werden kann. Die durch den Bundes-
rat vorgeschlagene Formulierung läuft durch die Bezugnah-
me auf den räumlichen Zusammenhang auf eine Verengung
des ursprünglichen Bedeutungsgehalts hinaus. Der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung übernimmt hingegen aus guten
Gründen den Wortlaut des Gemeinschaftsrechts. Nach Auf-
fassung der Bundesregierung sollte der durch das Gemein-
schaftsrecht eröffnete Spielraum für die Ausnahmeregelung
im vollen Umfang genutzt werden, damit dem deutschen
Einzelhandel im Vergleich zum Einzelhandel in den anderen
Mitgliedstaaten keine Wettbewerbsnachteile erwachsen. Um
eine einheitliche Auslegung des Bundesgesetzes durch die
Länder zu erreichen, sollten nach Auffassung der Bundesre-
gierung die bewährten Instrumente im Rahmen des Vollzugs
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 und des Öko-Landbau-
gesetzes, wie die Koordinierung der Vorgehensweise der zu-
ständigen Behörden der Länder in der Länderarbeitsgemein-
schaft zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/
91, genutzt werden.

Zu Nummer 2 (zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a0 – neu –
(§ 4 Abs. 2 Satz 4 – neu –))

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

Zu Nummer 3 (zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b (§ 4 Abs. 3
Satz 2 und 3))

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag nicht
zu.
Die Bundesregierung bezweifelt, dass die vom Bundesrat
angestrebte Beschleunigung der Verfahren durch die Ände-
rung erreicht werden kann. Vielmehr besteht die Gefahr
einer verfassungsrechtlich bedenklichen Mischverwaltung,
weil die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
durch die Übernahme der Rolle einer ermittelnden Behörde
in die Nähe des Vollzugs der Vorschriften auf dem Gebiet des
ökologischen Landbaus gerückt würde, für den die Länder
zuständig sind.
Nach der in § 2 Abs. 1 und 2 Öko-Landbaugesetz (ÖLG)
vorgesehenen Aufgabenteilung zwischen Bund und Ländern
ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung u. a.
nur zuständig für die Zulassung der privaten Kontrollstellen

und den Entzug der Zulassung. Den nach Landesrecht zu-
ständigen Behörden obliegt dagegen die Durchführung ein-
schließlich der Überwachung der Einhaltung der Rechtsvor-
schriften auf dem Gebiet des ökologischen Landbaus. Dazu
gehört insbesondere auch die Überwachung der Tätigkeit der
privaten Kontrollstellen. Die bisherige Regelung des § 4
Abs. 3 ÖLG, wonach der Sitzlandbehörde bei der Ermittlung
und Bewertung von Tatsachen, die den Entzug der Zulassung
einer Kontrollstelle rechtfertigen, eine Koordinierungsrolle
zukommt, hat sich aus Sicht der Bundesregierung bewährt.
Dabei bildet die Ermittlung und Bewertung der den Entzug
der Zulassung begründenden Tatsachen die Schnittstelle der
Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern und zugleich das
Ende des Verfahrens auf der Ebene der zuständigen Behör-
den der Länder. Damit ist eine klare Aufgabenteilung herge-
stellt. Im Gegensatz dazu müsste sich die Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung nach dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates in das Verfahren der Ermittlung und
Bewertung der den Entzug der Zulassung begründenden Tat-
sachen auf Länderebene einmischen und eigene Ermittlun-
gen anstellen. Ein solches Verfahren wäre mit der grund-
gesetzlichen Aufgabenteilung zwischen Bund und Ländern
nicht vereinbar.

Darüber hinaus ist auch nicht ersichtlich, wie ein derartiges
Verfahren zu einer Beschleunigung der Verwaltungsabläufe
beitragen soll. Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er-
nährung müsste ihrerseits, sobald die Mitteilung von Tatsa-
chen und das Ersuchen eines Landes, ein Verfahren zum Ent-
zug der Zulassung oder zur Aufnahme oder Änderung von
Auflagen einzuleiten, vorliegt, auf die anderen Länder und
insbesondere die Sitzlandbehörde zugehen, um das Bild über
die Tätigkeit der betreffenden Kontrollstelle abzurunden.
Die Aufgabe einer Koordinierung der Ermittlung und Be-
wertung der den Entzug der Zulassung begründenden Tatsa-
chen würde insoweit lediglich von der Sitzlandbehörde auf
die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung über-
tragen, ohne dass es zu einer Einsparung von Verfahrensstu-
fen kommen würde.

Zu Nummer 4 (zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a (§ 5 Abs. 1a
Satz 1))

Zu Buchstabe a

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

Zu Buchstabe b

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

Jedoch ist es aus rechtsförmlichen Gründen geboten, den
Änderungsvorschlag um das Vollzitat der EG-Verordnung,
da es sich um das erstmalige Zitat dieses Rechtsaktes in dem
Gesetz handelt, zu ergänzen, sodass die einzufügenden Wör-
ter wie folgt zu fassen sind:

„oder des Artikels 3 der Verordnung (EG) Nr. 223/2003 der
Kommission vom 5. Februar 2003 zur Festlegung von Eti-
kettierungsvorschriften für Futtermittel, Mischfuttermittel
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und Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus ökologischem
Landbau und zur Änderung der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 (ABl. EU Nr. L 31 S. 3)“.
Als Folge sind in Artikel 1 Nr. 6 (§ 10 Abs. 2 Nr. 1) die
Wörter „der Kommission vom 5. Februar 2003 zur Festle-
gung von Etikettierungsvorschriften für Futtermittel, Misch-
futtermittel und Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus öko-
logischem Landbau und zur Änderung der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 (ABl. EU Nr. L 31 S. 3)“ zu streichen.

Zu Nummer 5 (zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a (§ 5 Abs. 1a
Satz 2))

Dem Änderungsvorschlag dahin gehend, dass das Verzeich-
nis durch die Kontrollstelle nicht in regelmäßigen Abstän-
den, sondern laufend zu aktualisieren ist, stimmt die Bundes-
regierung zu.
Abgelehnt wird der Vorschlag aber insoweit, als das Ver-
zeichnis der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung zuzuleiten und von dieser den zuständigen Behörden,
den Wirtschaftsbeteiligten sowie Verbraucherinnen und Ver-
brauchern verfügbar zu machen ist.
Gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
in der ab dem 1. Juli 2005 geltenden Fassung ist jedes Unter-
nehmen, das Erzeugnisse gemäß Artikel 1 dieser Verord-
nung erzeugt, aufbereitet, lagert oder aus einem Drittland
einführt, um sie später zu vermarkten oder das diese Erzeug-
nisse vermarktet, verpflichtet, diese Tätigkeit unter Mittei-
lung bestimmter Angaben bei der zuständigen Behörde des
Mitgliedstaates zu melden, in dem diese Tätigkeit ausgeübt
wird. Nach Artikel 8 Abs. 3 dieser Verordnung muss die zu-
ständige Behörde sicherstellen, dass den betreffenden Perso-
nen eine auf den neuesten Stand gebrachte Liste mit Namen
und Adressen der den Kontrollmaßnahmen unterworfenen
Unternehmen zur Verfügung gestellt wird. Die Zuständigkeit
für die Entgegennahme der Meldung und die Zur-Verfü-
gung-Stellung der Liste mit Namen und Adressen der Unter-
nehmen liegt in Deutschland bei den nach Landesrecht zu-
ständigen Behörden. Diese Aufgabenzuordnung ist sowohl
fachlich als auch rechtlich geboten, weil die Zuständigkeit
für die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91
einschließlich der Überwachung der durch diese Verordnung
erfassten Unternehmen bei den Ländern liegt und die Bun-
desanstalt für Landwirtschaft und Ernährung keine rechtli-
che Gewähr für die Richtigkeit der Angaben bieten könnte.
Eine Übertragung dieser Aufgaben auf den Bund trifft auf
verfassungspolitische Bedenken.
Im Übrigen lässt der Gesetzentwurf der Bundesregierung die
Regelung des Artikels 8 Abs. 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 2092/91 unberührt. Darüber hinaus soll sich das nach
dem Regierungsentwurf durch die Kontrollstellen zu führen-
de Verzeichnis von der Liste gemäß Artikel 8 Abs. 3 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 sowohl im Hinblick auf den
Umfang der einbezogenen Unternehmen als auch der enthal-
tenen Angaben unterscheiden. So sollen in dieses Verzeich-
nis, im Unterschied zu der Liste der Behörden, nur die
Unternehmen aufgenommen werden, die, wie z. B. im Falle
von landwirtschaftlichen Betrieben nach Durchlaufen der
Umstellungszeit, bereits die Berechtigung (Zertifizierung)
besitzen, um ihre Erzeugnisse mit einem Hinweis auf den
ökologischen Landbau zu kennzeichnen. Durch diese
Einschränkung des Kreises, der in das Verzeichnis einbezo-

genen Unternehmen, den vergleichsweise höheren Aktuali-
tätsgrad und die vorgesehenen detaillierteren unternehmens-
bezogenen Angaben, soll dieses Verzeichnis zu einem
Instrument entwickelt werden, mit dem der Missbrauchsge-
fahr wirksam vorgebeugt werden kann. Diesem Anspruch
kann das Verzeichnis nur gerecht werden, wenn die Angaben
ohne zeitlichen Verzug möglichst nahe am Ort der Erhebung,
bei den Kontrollstellen, verfügbar gemacht werden.

Um den genannten Bedenken Rechnung zu tragen, schlägt
die Bundesregierung zu Nummer 5 folgende Formulierung
vor, die den Änderungswünschen des Bundesrates soweit
wie möglich Rechnung trägt:

In Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a ist § 5a Abs. 1a Satz 2 durch
folgenden Satz zu ersetzen:

„Die Kontrollstelle hat das Verzeichnis laufend zu aktualisie-
ren und den für die Durchführung der in § 1 genannten
Rechtsakte und dieses Gesetzes zuständigen Behörden, den
Wirtschaftsbeteiligten sowie Verbraucherinnen und Verbrau-
chern verfügbar zu machen.“

Zu Nummer 6 (zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 Abs. 1))

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag nicht
zu.

Mit dem Änderungsantrag des Bundesrates sollen zwei An-
liegen verfolgt werden:

Der Beauftragende soll sich der Auskunftspflicht nicht ent-
ziehen können, weil er eine entsprechende Tätigkeit an einen
Dritten vergeben hat. Diesem Anliegen wird der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung durch die Einfügung der Angabe
„…, auch in Verbindung mit Satz 3, …“ gerecht. Eine weite-
re Ergänzung im Wortlaut der Bestimmung, so wie sie vom
Bundesrat vorgeschlagen wird, wäre lediglich eine Wieder-
holung des Normadressaten und insoweit aus Sicht der Bun-
desregierung nicht erforderlich.

Abgelehnt wird der Vorschlag auch insoweit, wie er dem
zweiten Anliegen dient, die Kontrollstellen in Bezug auf die
Auskunftspflicht der Unternehmen mit gleichen Rechten
auszustatten, wie sie den zuständigen Behörden gemäß § 7
Abs. 1 ÖLG zugewiesen sind. Mit dem Öko-Landbaugesetz
hat sich der Gesetzgeber in Deutschland für die in Artikel 9
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 eröffnete Option
der Durchführung des Kontrollverfahrens durch zugelassene
private Kontrollstellen entschieden. Grundlage der Durch-
führung der Kontrollen sind daher privatrechtliche Vereinba-
rungen zwischen dem betroffenen Unternehmen und der
Kontrollstelle, die sich auf die Bestimmungen der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 stützen und u. a. auch Maßnahmen
in Bezug auf die Erteilung von Auskünften nach Anhang III
(Allgemeine Vorschriften Nummer 3 und 10) der genannten
Verordnung beinhalten. Die Befugnisse der Kontrollstellen
gegenüber den in das Kontrollverfahren einbezogenen Be-
trieben ergeben sich insoweit unmittelbar aus der genannten
Verordnung und sind einer ergänzenden gesetzlichen Rege-
lung analog der den Behörden eingeräumten Befugnisse
nicht zugänglich.

Soweit die Länder das Ziel verfolgen, die privaten Kontroll-
stellen mit behördlichen Befugnissen in Bezug auf das Aus-
kunftsverlangen gegenüber kontrollunterworfenen Unter-
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nehmen auszustatten, steht ihnen der durch § 2 Abs. 3 ÖLG
eröffnete Weg der Beleihung offen.

Zu Nummer 7 (zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 Nr. 1) und Nr. 8
(§ 12 Abs. 2 Nr. 7 – neu –))

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

Zu Nummer 8 (zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 11 Nr. 3 – neu –))

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

Zu Nummer 9 (zu Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe c (§ 12 Abs. 2
Nr. 6))

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag zu.

II.

Über die sich aus der Gegenäußerung zur Stellungnahme des
Bundesrates ergebenden Änderungen des Gesetzentwurfs ist
es angezeigt, in § 12 Abs. 2 Nr. 2 des Öko-Landbaugesetzes
eine redaktionelle Klarstellung vorzunehmen, um den durch
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b vorgesehenen Änderungen des
§ 5 Abs. 2 des Öko-Landbaugesetzes in der Bußgeldvor-
schrift Rechnung zu tragen.

In Artikel 1 Nr. 8 (§ 12 Abs. 2) ist vor dem bisherigen
Buchstaben a folgender neue Buchstabe a einzufügen:

,a) Nummer 2 wird durch folgende Nummern ersetzt:

„2. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 1 die
zuständige Behörde, ein Unternehmen oder die
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig unterrich-
tet,

2a. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 3 eine Mitteilung nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzei-
tig macht,“.‘

Als Folge werden die bisherigen Buchstaben a bis c die neu-
en Buchstaben b bis d.
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